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VERÄNDERUNG DER AGRARSTRUKTUR IN DEN NEUEN BUNDESLÄNDERN: 
GEGENWÄRTIGER STAND, VORAUSSICHTLICHE ENTWICKLUNG UND 

AGRARPOLITISCHER STEUERUNGSBEDARF 

von 

Hennann Onko AEIKENS' 

1 Einleitung 

Die Agrarstruktur in den neuen Bundesländern ist im Zuge der Transformation der so­
zialistischen Agrarverfassung und der Einbettung in das agrarpolitische System der 
Europäischen Gemeinschaft erheblichen Änderungen unterworfen. Zunächst wird die 
Ausgangslage vor der Vereinigung 1989 dargestellt, dem schließt sich eine Erläuterung der 
wesentlichen Einflußfaktoren auf die strukturelle Entwicklung an. Einer Darstellung der 
aktuellen Situation folgt der Versuch einer Beschreibung voraussichtlicher Entwicklungen, 
daraus wird der agrarpolitische Steuerungsbedarf abgeleitet. 

2 Ausgangslage 

Im Vordergrund der Agrarpolitik der DDR stand das Ziel, zunächst einen möglichst hohen 
Selbstversorgungsgrad zu erreichen und unabhängig von Agrareinfuhren zu werden sowie 
exportfähige Agrargüter über den eigenen Bedarf hinaus zu produzieren. Gleichrangig neben 
dem versorgungspolitischen stand das gesellschaftspolitische Ziel der Angleichung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen des Landes an die der Stadt und damit des Bewußtseins 
und Verhaltens der landwirtschaftlich tätigen Bevölkerung an das der Industriearbeiterschaft. 
Diese Ziele sollten mit der Schaffung einer industrie mäßigen Produktion erreicht werden. 
(SCHINKE, 1991) 

Die DDR-Landwirtschaft war gekennzeichnet durch Großbetriebsstrukturen und eine strikte 
Trennung zwischen Pflanzen- und Tierproduktion. Ökologische Belange und tierschützeri­
sche Aspekte wurden vernachlässigt, regionale Standortvorteile wurden nur unzureichend 
genutzt. Die Faktorproduktivität war trotz der großen Strukturen niedrig. Die Verarbeitung 
landwirtschaftlicher Produkte fand überwiegend in kleineren Einheiten mit veralteter 
technischer Ausstattung und zum Teil mangelhaften hygienischen Standards statt. 

Ein weiteres Kennzeichen der DDR-Landwirtschaft waren die völlig verzerrten Preisrelatio­
nen. So waren die Erzeugerpreise höher als die Verbraucherpreise für Nahrungsmittel. Diese 
Politik wurde mit ca. 32 Mrd. Mark jährlich bezahlt (SCHOLZ, 1993). . 

* Dr. H. O.Aeikens, Ministeriumfür Ernährung, Landwirtschaft und Forsten des LandesSachsen·Anhah, Postfach 
3760, Olvenstedter Str. 4, 39012 Magdeburg 
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3 Rahmenbedingungen der Agrarstrukturveränderungen 

Im Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik wurden die 
Grundlagen einer Integration in die Agrar- und RechtsverfassuJlg der Bundesrepublik 
Deutschland und der Europäischen Gemeinschaft gelegt. Durch den Einigungsvertrag kam 
das Bundesrecht auf dem Gebiet der Land-, Forst- und Ernährungswirtschaft im Beitritts­
gebiet zur Anwendung. Die Agrarwirtschaft der neuen Länder wurde somit in die Lage 
versetzt, unter den gleichen rechtlichen Rahmenbedingungen zu produzieren wie im übrigen 
Bundesgebiet Daneben war es erforderlich, einige bisher im Beitrittsgebiet geltenden 
Vorschriften, zum Teil vorläufig, beizubehalten, wie das Landwirtschaftsanpassungsgesetz, 
das LPG-Gesetz, das Gesetz über die Übertragung des Eigentums und die Verpachtung 
volkseigener landwirtschaftlich genutzter Grundstücke an Genossenschaften, Genossen­
schaftsmitglieder und andere Bürger (SCHOPEN, 1991; BML, 1991). 

Von elementarer Bedeutung für die bisherige Entwicklung der Landwirtschaft in den neuen 
Bundesländern ist die Ausgestaltung des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes. Dieses Gesetz 
legt die Grundlage für die Wiederherstellung des Privateigentums an Grund und Boden 
durch Entflechtungsregelungen und Vermögenszuordnungsvorschriften. Dem primären In­
teresse ausscheidender LPG-Mitglieder, Rentner und Vorruheständler an möglichst hohen 
Auszahlungen steht der Kapitalbedarf zur Fortführung der Betriebe entgegen. Dem Ge­
setzgeber ist es nicht gelungen, diesen Zielkonflikt zwischen der Personifizierung des Ver- . 
mögens und der Fortführung des Unternehmens zur Zufriedenheit der Betroffenen zu lösen. 
Die nicht enden wollenden Querelen um die Eigentumsauseinandersetzung haben die Bun­
desländer Sachsen und Sachsen-Anhalt inzwischen veraniaßt, eine Überprüfung der Vermö­
gensauseinandersetzung in allen LPG-Nachfolgebetrieben durchzuführen. 

Auch die Bundesregierung ist sich der Defizite der gesetzlichen Regelungen bewußt So soll 
das Vermögen der Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe (VdgB) zu einem erheblichen 
Teil für die Rechtsberatung und den Rechtsbeistand, insbesondere zugunsten der Wieder­
einrichter, bei deren Vermögensauseinandersetzungen mit den ehemaligen LPG zur Verfu­
gung gestellt werden (BML, AP 1993). 

Von erheblichem Einfluß auf für die strukturelle Entwicklung der Landwirtschaft in den 
neuen Bundesländern sind neben dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz die Regelungen 
hinsichtlich der Bodenreform. Die vertraglichen Regelungen zur Vereinigung und die bisher 
dazu ergangene Rechtssprechung haben inzwischen zu einer mehrjährigen Unklarheit hin­
sichtlich der endgültigen Flächenverwertung geführt. 

Die in Treuhandverwaltung befindlichen Flächen machen mit 1,7 Mio. ha (ohne Güter) mehr 
als ein Viertel der landwirtschaftlichen Nutzfläche des Beitrittsgebietes aus. Eine politische 
KonsensbildUng zu Fragen der Verwertung und Entschädigung war noch nicht möglich. 
Zunächst soll die Flächenverwertung über eine langfristige Verpachtung erfolgen. 
HAGEDORN (1993) ist zuzustimmen, der schlußfolgert, "daß sich hier Interessen gegen­
überstehen, die durchaus gleichermaßen berechtigt, aber schwer miteinander zu vereinbaren 
sind, und daß daher eine differenzierte Gestaltung der Privatisierungspolitik notwendig ist, 
so daß sie im Sinne eines Ausgleichs der Interessenkonflikte wirkt und der Erhaltung des 
sozialen Friedens in den neuen Bundesländern dient." 

Die Vereinigung war für die Landwirtschaft im Beitrittsgebiet mit einer völli.gen Verände­
rung der Preisrelationen verbunden. Die drastische Senkung der Produktpreise und die Er-

424 



höhung der Faktorpreise führten zu erheblichen Anpassungsprozessen mit der wesentlichen 
Konsequenz eines drastischen Rückganges der in der Landwirtschaft Tätigen. Es erfolgte 
innerhalb von 4 Jahren ein Abbau der in der Landwirtschaft Beschäftigten von 850.000 auf 
weniger als ein Viertel. Auch unter Berücksichtigung der Tatsache, daß ca. ein Drittel der 
Beschäftigten nicht direkt mit der landwirtschaftlichen Urproduktion befaßt und überwie­
gend in inzwischen ausgegliederten Handwerksbetrieben etc. tätig war, wird deutlich, 
welchen Anpassungsnotwendigkeiten die Menschen im Agrarsektor der neuen Bundesländer 
ausgesetzt waren. Die Dynamik des Arbeitskräfteabbaus war weit intensiver, als in ersten 
Prognosen angedeutet (DABBERT, 1993). 

Die Agrarstrukturpolitik versucht, ausgehend von der Zielsetzung, eine vielseitig struktu­
rierte, ökologisch verträgliche und leistungsfähige Agrarwirtschaft, die im EG-Wettbewerb 
bestehen kann, aufzubauen, den Anpassungsprozeß zu begleiten (SCHLAGHECK, 1993). 
Dazu dienen in erster Linie Maßnahmen unter Mitfinanzierung der EG im Rahmen des Ge­
meinschaftlichen Förderkonzeptes (GFK), basierend auf der VO (EWG) 3575190, und im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten­
schutzes". Bei der Ausgestaltung der Fördermaßnahmen wurde versucht, den besonderen 
Gegebenheiten in den neuen Bundesländern Rechnung zu tragen. Dies gilt auch für die Aus­
gestaltung der EG-Agrarreform. Mit diversen Ausnahmeregelungen gelang es, Lösungen zu 
erarbeiten, die den besonderen Belangen der ostdeutschen Landwirtschaft weitgehend ent­
sprechen (ROELOFFS, 1993). Allerdings wäre eine stärkere Berücksichtigung der spezifi­
schen Belange der neuen Bundesländer wünschenswert gewesen. Zum Beispiel wurde der 
Kapitalbedarf für die Wiedereinrichtung zunächst unterschätzt. Die Belange bestehender 
Privatbetriebe, insbesondere im Gartenbau, wurden zu wenig berücksichtigt. Hinsichtlich der 
LPG-Nachfolgebetriebe geht das Landwirtschaftsanpassungsgesetz von einer dauerhaften 
Einrichtung der LPG-Nachfolgebetriebe aus, während die Umstrukturierungsförderung auf 
die Behebung akuter Defizite ausgerichtet ist. Die strukturelle Entwicklung wurde darüber 
hinaus in der ersten Phase von diversen Planungsunsicherheiten, die durch politische Vor­
gaben verursacht wurden, beeinflußt. Zu nennen sind hier unter anderem die Altschuldenre­
gelung sowie die Zuteilung von Quoten (ISERMEYER, 1991). 

Die Rahmenbedingungen haben tendenziell die Beibehaltung größerer Betriebseinheiten be­
günstigt. Die Wiedereinrichtungsförderung wurde zwar vergleichsweise attraktiv gestaltet, 
doch die Reformdiskussion, die Regelungen des LAG und die dadurch in vielen Fällen sehr 
schleppende Vermögensauseinandersetzung haben zunächst hemmend auf die Wiederein­
richtung gewirkt. 

4 Derzeitiger Stand der Umstrukturierung 

Die Angaben basieren auf einer Auswertung der Anpassungshilfeantrllge, die den umfas­
sendsten Überblick über die Strukturen in den neuen Bundesländern liefern (KRUSE, 1993) 
(Tabelle 1 und 2). 

Aus den Angaben ist abzulesen: 

- die Dynamik der Strukturentwicklung hat im Jahre 1992 gegenüber 1991 deutlich nach­
gelassen, 

- die Zahl der Einzelunternehmen im Haupt- und Nebenerwerb wächst weiter, die Dynamik 
im Nebenerwerbsbereich ist stärker, 
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- die Zahl der juristischen Personen geht langsam zurück, 
- ein starker Anstieg ist bei den Personengesellschaften zu verzeichnen. 

TabeDe 1: KennzUrem der AgrarwirtsdJaft in ABL und NBL 

Alte Bundes- Neue Bundesländer 
länder 

1989 1989 '1992 

Landwirtschaftlich genutzte Fläche 
5.1211) (LF) in 1.000 ha 11.886 6.171 

Anteil LF an der gesamten 
47,32) Wirtschaftsfläche (in v.H.) 47,8 57,0 

Einwohnerlloo ha LN 5182) 2702) 3112) 

Viehbestand (1000 Stück): 
Rinder 14.563 5.736 2.8733) 

Schweine 22.165 12.039 4.4083) 

Geflügel 76.883 49.269 20.2124) 

Schafe 1.5332) 2.5985) 65g5) 

Erträge (dtlha): 
41,91) Getreide 55,4 44,0 

Kartoffeln 372,6 212,5 214,61) 

Zuckerrüben 542,0 286,0 409,01) 

Tierische Leistungen: 
4.9196) Milch1eistung (kgIKuh) 4.853 4.120 

Legeleistung (EierlHenne ) 260 233 ·271') 

Landwirtschaftliche Betriebe: 648.800 8.668 22.1147) 

Durchschnittsfläche (ha) 18 4.107 3297) 

Arbeitskräfte insgesamt 775.0002) 850.0006) 174.0006) 

Arbeitskräfte/loo ha 6,62) 5,g!!)Frühj.91 3,48) 

1) BML-8tatistischer Monatsbericht 2193: Der starke Rückgang der LF in den neuen Ländern ist z.T. 
durch Übergang in andere Nutzungen oder Umwidmungen zu erklären. Eine weitere rein 
statistische Ursache beruht aufFlächenübemahmen durch Betriebe aus dem früheren BWldesgebiet; 
die F1i1chen werden statistisch dem Land zugeordnet, in dem sich der Betriebssitz befindet. Die 
EmteertrIIge 1992 waren durch starke Trockenheit beeinflußt. 

2) Statistisches Jahrbuch 1992, LWV Münster-Hiltrup 
3) Statistisches Bundesamt, ViehzllhlWlg Dez. 92, 
4) ZMP-Bilanz 1993, Eier und Geflügel 
5) Telefonische Auskunft Statistische Landesämter, NBL 1993 
6) Statistisches BWldesamt, Außenstelle Berlin 
7) KRUSE (1993) 
8) Agrarbericht der BR, 1993 

Quelle: Impressum 1/1991 des BWldesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
S.3O/31 
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Für das Jahr 1993 liegen Auswertungen aus Sachsen-Anhalt vor. Dort nahmen die Einzelun­
ternehmen im Haupterwerb gegenüber dem Herbst 1992 um 101 Betriebe zu. Die Personen­
gesellschaften entwickelten sich weiter dynamisch, ein Zugang von 125 Betrieben entspricht 
einer Steigerung von 30% in dieser Rechtsform, sie bewirtschaften durchschnittlich 402 ha. 
Auch bei Nebenerwerbsbetrieben erhöhte sich die Anzahl um 11 % auf 1.302 Unternehmen, 
wobei die Flächenausstattung je Betrieb leicht ruckläufig ist. Die eingetragenen Genos~n­
schaften weisen eine relativ unveränderte Struktur gegenüber dem Vorjahr auf. Dageg~n 
weist die deutlich erhöhte Zahl der übrigen Kapitalgesellschaften auf eine weiterhin andau­
ernde Phase der Umstrukturierung hin (ML, 1993). 

TabeUe 2: Entwicklung der Betriebe in den NBL nach Rechtsformen 

Rechtsform Zahl der Betriebe Veränderung o Betriebs-
größe in ha 

April Februar August Februar August August 
1991 1992 1992 1992 1992 1992 

gegen gegen 
April Februar 
1991 1992 

Betriebe mit mehr als 
500 AKh 
kalkulat. Arbeitsbedarf 12.8591) 17.668 19.288 + 37,4 + 9,2 -
davon: 

Einzelunternehmen 8.975 13.707 15.010 + 52,7 + 9,5 542) 

Personengesellsch. ·263 926 1.243 + 252,1 + 34,2 423 
Juristische Personen 3.375 3.055 3.035 - 10,1 ±O 1.235 
dar.: eingetragene 
Genossenschaften 478 1.475 1.432 + 208,6 - 2,9 1.522 
andere Körperschaf- 9143) 

ten insgesamt 463 1.560 1.603 + 236,9 + 2,8 1.4384) 
64d!) 

LPG, GPG u.a. und 2.434 --- --- --- --- ---
sonstige 

Betriebe mit 
300-500 AKh 
kalkulat. Arbeitsbedarf --- 2.443 2.826 --- 15,7 ---
Insgesamt --- 20.111 22.114 --- + 10,0 237 

1) Einschließlich 246 sonstige Unternehmen ohne Angabe der Rechtsform 
2) Haupterwerb 134 ha, Nebenerwerb 17 ha 
3) GmbH 
4) GmbH & Co.KG 
5) sonstige Körperschaften 

Quelle: KRUSE (1993) 
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Nicht gefolgt werden kann demzufolge der Auffassung des Deutschen Bauernverbandes, daß 
die Umstrukturierung vorläufig abgeschlossen sei (BAUERNZEITUNG, 1993). Auszugehen 
ist von einem Fortgang der Umstrukturierung, allerdings mit verlangsamter Geschwindigkeit. 
Sie ist unter anderem bedingt durch den zunehmenden Flächenanteil, der durch langfristige 
Pachtverträge gebunden ist. Im Bereich der juristischen Personen kommt es weiter durch 
Umbildungen zu Personengesellschaften. Dies belegen auch empirische Untersuchungen 
(KÖNIG, ISERMEYER, 1993). Die deutliche Zunahme der Nebenerwerbsbetriebe, ins­
besondere im Süden des Beitrittsgebietes, hat neben traditionellen Gründen auch Ursachen 
in der hohen Arbeitslosigkeit und in der umfassenden Nutzung der Altersübergangs- und 
Vorruhestandsregelungen im ländlichen Raum. 

Die Durchschnittsgröße aller Betriebe hat sich auf 237 ha reduziert. Die Juristischen Perso­
nen bewirtschaften im Durchschnitt 1.235 ha, ein Rückgang von fast 100 ha innerhalb von 
16 Monaten ist zu verzeichnen, 341 Betriebe verfugen über mehr als 2.500 ha. Die land­
wirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe bewirtschaften durchschnittlich 136 ha, die Neben­
erwerbsbetriebe 17 ha. Sie verfügen damit über das Vierfache bzw. Dreifache an Fläche wie 
Betriebe dieser Erwerbsformen in den Altbundesländern (Tabelle 2). Die Personengesell­
schaften bewirtschaften durchschnittlich 423 ha. Fast 45% der Marktfruchtbetriebe verfugen 
über mehr als 100 ha. Es etabliert sich in den NBL eine Agrarstruktur, die vom Flä­
chenumfang der Betriebe im EG-Vergleich außerordentlich wettbewerbsfahig ist, gleichzeitig 
sinkt die Zahl der Betriebe mit hohen Transaktionskosten über 2.500 ha. 

Die Zahl der Betriebe mit Viehbeständen zwischen 50 und 500 Vieheinheiten steigt er­
heblich an. Es setzt sich ein Trend zur bodengebundenen Viehhaltung durch. Extreme 
Konzentrationen in der Viehhaltung werden abgebaut. Der Anteil der Betriebe mit 
Viehhaltung ist von April 1991 bis August 1992 von 68,8% auf 74,3% gestiegen, zu­
rückzuführen ist dies auf den Anstieg der Zahl der Rinderhalter und der Legehennenhalter 
(KRUSE, 1993) (Tabelle 3). 

Ein Vergleich des Anteils der Fläche, der von natürlichen Personen bewirtschaftet wird, 
zwischen den einzelnen Bundesländern ergibt, daß dieser Anteil in Sachsen-Anhalt mit 
34,2% (41% in 1993) ML (1993) und Sachsen mit 33,6% (1992) am höchsten ist. Dabei 
steigt der Anteil der Einzelunternehmen mit zunehmender Standortgüte (ROST, HEINRICH, 
1983). 

Drastisch zurückgegangen sind die Viehbestände (Tabelle 1). Zurückzuführen sind diese 
Entwicklungen im Schweine- und Schafbereich vor allem auf Rentabilitätsprobleme. Die 
Schafhaltung ist allerdings auf ein den Altbundesländern vergleichbares Niveau zurückge­
fahren worden. Im Geflügelsektor haben vielfach Firmen aus den Altbundesländern Anlagen 
aufgekauft und die Geflügelproduktion weiterbetrieben, insoweit halten sich die Bestands­
einbrüche in Grenzen. Hinsichtlich der Milchproduktion ist eine deutliche Stabilisierung 
eingetreten. 

Der Rückgang der Bestandszahlen ist auf die Garantiemengenregelung und die deutliche 
Leistungssteigerung zurückzuführen. Es zeichnet sich ab, daß der Erfüllungsgrad der Quote 
der neuen Bundesländer im Zeitablauf zunimmt. Der jüngst zu verzeichnende Anstieg der 
Zahl der Mutterkühe ist auf die vermehrten Anreize durch gestiegene Prämien zurückzufüh­
ren. 
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Tabelle 3: Entwicklung der Betriebe in den NBL mit Viehhaltung 

April 1991 Februar 1992 August 1992 Veränderung 
Gliederung 

Zahl %1) Zahl %1) Zahl %1) Febr.92 Aug.92 
gegen gegen 

April 91 Febr.92 
% % 

Vetriebe mit mehr 
als 500 AKh 
kalkulat Arbeitsbedarf 12859 100,0 17668 100,0 19288 100,0 + 37,4 + 9,2 

Betriebe mit 
Viebhaltung 8850 68,8 12872 72,8 14324 74,3 + 45,4 + ll,3 
dar. Betriebe mit 
- Rinderbaltung 7305 56,8 10 294 58,3 II 290 58,5 + 40,9 + 9,7 
- MiIcbkuhbaltung 5281 41,1 6967 39,4 7416 38,4 + 31,9 + 6,4 
- SCbweinebaltung 4989 38,8 6742 38,2 7381 38,3 + 35,1 + 9,5 
- Zucbtsauenbaltung 2468 19,2 3044 17,2 3378 17,5 + 23,3 + ll,O 
- Scbaf- und Ziegen- 2723 21,2 3765 21,3 4052 21,0 + 38,3 + 7,6 

baltung 
- Legebennenbaltung 3730 29,0 6227 35,2 6787 35,2 + 66,9 + 9,0 

Betriebe mit 
300-500 AKh 
kalkulat Arbeitsbedarf 2443 2826 + 15,7 

Insgesamt 20 III 22 114 10,0 

1) Artteil an den Betrieben mit 500 und mehr AKh kalkulatoriscbem Arbeitsbedarf insgesamt; da 
zahlreiche Betriebe mehrere Vieharten halten, liegt die Summe der Einzelanteile deutlich über 
100%. 

Quelle: KRUSE (1993) 

Auch die Viehhaltung in den neuen Bundesländern wird in sehr wettbewerbsfähigen 
Größenordnungen betrieben, die durchschnittlichen Viehbestände betragen z. B. 122 Sauen 
und 137 Milchkühe. 

Der AK-Besatz hat aufgrund des drastischen Arbeitskräfteabbaus ebenfalls wettbewerbsfä­
hige Größenordnungen erreicht. Hinderlich bleibt die Kapitalschwäche der Betriebe in den 
neuen Bundesländern als die Wettbewerbsfähigkeit negativ beeinflussender Faktor. Während 
die Eigenkapitalquote der Vollerwerbsbetriebe in den Altbundesländern 80,4% beträgt, liegt 
diese Kennzahl in den neuen Bundesländern bei 64,7% bei Einzelunternehmen im 
Vollerwerb und sogar nur bei 49,1% und 44,7% bei Personengesellschaften bzw. juristischen 
Personen. Damit werden auch die begrenzten Möglichkeiten, in Veredlungszweige zu 
investieren, deutlich (BML, 1993). 

5 Voraussichtliche Entwicklung 

Der Diskussion um die zweckmäßigste Agrarverfassung haben sich insbesondere SCHMITI 
(1989) sowie HAGEDORN (1991) gewidmet. Hagedorn führt wesentliche Argumente zur 
Begründung der Hypothese an, daß bei freier Entscheidung der Landwirte vorwiegend 
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bäuerliche Familienwirtschaften entstehen, weil hier die Transaktionskosten niedrig ausfal­
len. Er kommt zu dem Ergebnis, daß die Transformation der Agrarverfassung in den neuen 
Bundesländern auf bäuerliche Familienwirtschaften als vorherrschende Organisationsform 
hinausläuft, wobei allerdings eine lange Übergangsphase mit großer Heterogenität der Or­
ganisationsformen und eine andere Betriebsgrößenstruktur als in Westdeutschland zu erwar­
ten sind (HAGEDORN, 1991). Die bisherigen Entwicklungen bestätigen diese Aussage in 
der Tendenz. 

Erste, allerdings noch nicht repräsentative Testbetriebsergebnisse aus den neuen Bundeslän­
dern weisen deutlich schlechtere Wirtschaftsergebnisse der Juristischen Personen aus (BML, 
1993). Die Wirtschaftsergebnisse sowie die begrenzten Kapitalbeschaffungsmöglichkeiten 
veranlassen viele Juristische Personen zu Überlegungen hinsichtlich eines erneuten Rechts­
formwechsels. 

Nach Auslaufen des LPG-Gesetzes zum 31.12.1991 mußten sich LPG eine neue Rechtsform 
geben. Sie wandelten sich damals überwiegend in eingetragene Genossenschaften oder 
GmbH um. Zur Zeit fmden vermehrt weitere Umwandlungen in Gesellschaften bürgerlichen 
Rechts statt. Zum Teil gehen aus diesen Betrieben auch Einzelbetriebe hervor. Die Zahl der 
Einzelunternehmen in Form von Haupterwerbslandwirten steigt nur langsam, diese Tendenz 
dürfte anhalten. Wiedereinrichter, die sich selbständig machen wollten, haben dieses über­
wiegend in den Jahren 1990 bis 1992 getan. Eine Erweiterung dieser Gruppe ist vorwiegend 
zu erwarten durch Aufsplitterung juristischer Personen bzw. durch Nebenerwerbslandwirte, 
die in den Haupterwerb hineinwachsen. 

Dem Zuzug von Landwirten aus den Altbundesländern und anderen Staaten sind wegen der 
zunehmend langfristig abgeschlossenen Pachtverträge Grenzen gesetzt. Gestiegen ist die 
Zahl der Nebenerwerbslandwirte. 

Von einer Weiterfiihrung dieses Trends ist auszugehen. Hierbei handelt es sich insbesondere 
um Vorruheständler und Arbeitslose, die nach Verlust des Arbeitsplatzes ihre Flächen aus 
der Genossenschaft herausnehmen und eine Landwirtschaft im Nebenerwerb betreiben. 
Durch den Arbeitskräfterückgang ist im Vergleich zu den Altb~desländem und zu den übri­
gen EG-Mitgliedstaaten eine bereits außerordentliche wettbewerbsfähige Landwirtschaft 
entstanden. Insbesondere bei Juristischen Personen ist jedoch ein AK-Überhang noch in vie­
len Fällen erkennbar, der zu schlechten Wirtschaftsergebnissen beiträgt. Inwieweit weitere 
Anpassungen forciert werden, bleibt abzuwarten. Es ist weiterhin mit geringen Rückgängen 
des AK-Besatzes zu rechnen. 

Hinsichtlich der Viehbestände in den neuen Bundesländern ist in der Milchviehhaltung von 
weiter sinkenden Beständen bei steigender Leistung auszugehen, die Mutterkuhbestände 
dUrften weiter zunehmen. Bei Schafen hat ein drastischer Bestandsabbau stattgefunden, der 
allmählich zum Stillstand kommen dürfte, dies gilt auch für den Schweinesektor. Relativ 
stabil ist die Entwicklung im Geflügelsektor. Der Veredlungsbereich wird sich in Abhängig­
keit von Vermarktungsverhältnissen nur langsam erholen können, die Eigenkapitalschwäche 
der Betriebe in den neuen Bundesländern läßt kurzfristig keine nennenswerten Be­
standszuwächse erwarten. Von länderspezifischen Programmen zur Stabilisierung der Vieh­
bestände (Mecklenburg: FätSenprogrammlBrandenburg: Mastschweineprogramm) ist wegen 
des begrenzten Subventionswertes der Einzelprogramme nur geringer Einfluß zu erwarten. 

Die nun sich abzeichnende überwiegend langfristige Verpachtung der Bodeqreformflächen 
an bisherige Bewirtschafter wirkt strukturstabilisien<nd. ~ langfristigen Auswirkungen 
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diesbezüglicher Regelungen bleiben in Abhängigkeit von den Ergebnissen des laufenden 
Diskussionsprozesses abzuwarten. 

Eine Änderung der agrarpolitischen Rahmenbedingungen hätte erhebliche Einflüsse auf die 
weitere strukturelle Entwicklung in den neuen Bundesländern. Eine Aufhebung der Sonder­
regelungen innerhalb der EG-Agrarreforrn und im Bereich der Umstrukturierungsförderung 
hätte z. B. einen deutlichen Trend in Richtung Verkleinerung der Betriebe zur Folge. 
Insbesondere die zukünftige Ausgestaltung der Agrarstrukturpolitik wird wesentliche Ein­
flüsse auf die Entwicklung der Landwirtschaft in den neuen Bundesländern haben. Die Dis­
kussion in Richtung Harrnonisierung der Förderkonditionen für Betriebe aller Rechtsformen 
und Erwerbsformen wird zur Zeit geführt. 

Eine weitgehende Konstanz der agrarpolitischen Rahmenbedingungen unterstellt, ist von ei­
nern Fortgang des bisher zu beobachtenden Trends in der strukturellen Entwicklung der 
Landwirtschaft in den neuen Bundesländern auszugehen. Das heißt, die Zahl der Betriebe 
wird kurz- und mittelfristig noch weiter ansteigen, die durchschnittlichen Betriebsgrößen 
werden sinken, es entsteht eine breite Schicht wettbewerbsfähiger Betriebe, überwiegend als 
Einzelunternehmen oder GbR, die Zahl der Juristischen Personen wird sich reduzieren. 

6 Agrarpolitischer Steuerungsbedarf 

Eine Darstellung des künftigen agrarpolitischen Steuerungsbedarfs sollte nicht ohne eine kri­
tische Rückschau auf die bisherige agrarpolitische Steuerung des Vereinigungsprozesses im 
Agrarsektor geschehen. Wissenschaft, Politik und Administration gingen unvorbereitet in 
den Vereinigungsprozeß. Theoretische Konzepte zur Durchführung der anstehenden Aufga­
ben fehlten, es mußten kurzfristig Rezepte zur Bewältigung der Vereinigung entwickelt 
werden. 

Eine kritische Rückschau der Bewertung dieses Prozesses im Agrarsektor sollte sich hier 
auf drei Punkte erstrecken: 

1. Das Landwirtschaftsanpassungsgesetz hat nach heutiger Erfahrung zu weiten Spielraum 
bei der Vermögensauseinandersetzung gelassen. Die unterbliebene Untersetzung des 
Gesetzes durch konkretere Regelungen, insbesondere im Bereich der Vermögensausein­
andersetzung, hat zu einer erheblichen Unzufriedenheit der betroffenen Bevölkerung 
geführt. Die Bewältigung des systemimmanenten Gegensatzes zwischen ausscheidenden 
Mitgliedern und weiterwirtschaftenden Genossenschaftsmitgliedern hätte klarer 
gesetzlicher Vorgaben bedurft. Überprüfungen durch Verwaltungen und Schlichtungs­
kommissionen der Verbände können nicht im Nachhinein reparieren, was durch unklare 
gesetzliche Vorgaben unterblieben ist. Besonders prekär ist diese Situation zu bewerten 
angesichts des Vertrauensverlustes der Bevölkerung aufgrund der zunächst nicht 
ausreichend funktionierenden Gerichtsbarkeit. 

2. Unbefriedigend blieben die Rahmenbedingungen auch hinsichtlich der Verwertung der 
sogenannten Bodenreformflächen. Es soll an dieser Stelle keine Diskussion über den 
Einigungsvertrag und auch keine Bewertung des Verfassungsgerichtsurteils erfolgen. Für 
die agrarstrukturelle Entwicklung bleibt die Schlußfolgerung, daß aufgrund der 
bisherigen Verwertungsregelungen und einer noch ausstehenden Entschädigungsregelung 
die Dispositionsmöglichkeiten der Bewirtschafter dieser Flächen erheblich beeinträchtigt 
waren und sind. Immerhin macht die betroffene Fläche mehr als 1/4 der landwirt-
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schaftlichen Nutzfläche der neuen Bundesländer aus. Die bisher erfolgte kurzfristige 
Verpachtung hat längerfristige Betriebsdispositionen erschwert bzw. sogar unmöglich 
gemacht. Eine schnellere Entscheidungsfindung bezüglich der Verwertung dieser 
Flächen hätte die Entscheidungsgrundlagen der Betroffenen verbessert und zu höheren 
Investitionen im Agrarsektor geführt. 

3. Die Übernahme des komplizierten Förderinstrumentariums der Altbundesländer hat die 
Verwaltung der neuen Bundesländer vor erhebliche Probleme gestellt. Eine Überprüfung 
der Maßnahmen dahingehend, welches Ausmaß an Kompliziertheit einer im Aufbau 
befindlichen Verwaltung zuzumuten ist, unterblieb. 

Hinsichtlich des zukünftigen Steuerungs bedarfs ergibt sich daraus: 

1. Das Förderinstrumentarium für die einzelbetriebliche Wiedereinrichtungs-, Modernisie­
rungs- und Umstrukturierungsförderung ist zu kompliziert. Es entspricht auch nicht der 
häufig postulierten Chancengleichheit zwischen verschiedenen Rechtsformen. Ohnehin 
findet das gesamte System der zum Teil in sich widersprüchlichen Agrarförderung in 
den neuen Bundesländern wenig Akzeptanz. Erwartungen, die Marktwirtschaft mit 
weniger Bürokratie gleichsetzen, werden enttäuscht. Die EG-Agrarreform führte zu einer 
weiteren Komplizierung der Förderung. es wird vielf~ch nicht verstanden, daß die 
Einkommensstützung der in der Landwirtschaft Tätigen über so viele und so kompli­
zierte Maßnahmen erfolgt. 

2. Es bedarf dringender Entscheidungen bezüglich der Verwertung der Bodenreformflächen 
und entsprechender Entschädigungsregelungen. 

3. Der Ausbau der Gerichtsbarkeiten und des Grundbuch- und Katasterwesens sind 
schneller voranzutreiben. 

Di~ wünschenswerte Vereinfachung der Agrarförderung, die ja auch politisch angestrebt 
wird (BML AP, 1993), würde eine zielorientiertere Politik ermöglichen, die dann in sich, 
z. B. zwischen einzelbetrieblicher Strukturförderung und Marktförderung, und in anderen 
Politikbereichen, z. B. mit der regionalen Wirtschaftsförderung, besser abstimmbar wäre. 

Literaturverzeichnis 

BAUERNZEITUNG, Landwirtschaftliches Wochenblatt 34 Jg. (1993), Nr. 33. 

BUNDESMINISTERIUM FÜR ERNÄHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN 
(BML), Agrarbericht der Bundesregierung, 1991. 

BUNDESMINISTERIUM FÜR ERNÄHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN 
(BML), Agrarbericht der Bundesregierung, 1993. 

BUNDESMINISTERIUM FÜR ERNÄHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN 
(BML), Agrarpolitische Mitteilungen 4/93. 

DABBERT, S. (1993). Beurteilung agrarökonomischer Stellungnahmen zur Entwicklung der 
ostdeutschen Landwirtschaft im Gefolge der deutschen Einheit - Eine Zwischenbilanz. In: 

432 



R.v. ALVENSLEBEN, C. LANGBEHN und E. SCHINKE (Hrsg.) Strukturanpassungen der 
Land- und Ernährungswirtschaft in Mittel- und Osteuropa. Münster - Hiltrup, S. 443-452. 

HAGEDORN, K. (1993). Bodenmärkte und Bodenmarktpolitik in den neuen Bundesländern. 
In: R.v. ALVENSLEBEN, C. LANGBEHN und E. SCHINKE (Hrsg.) Strukturanpassungen 
der Land- und Ernährungswirtschaft in Mittel- und Osteuropa. Münster - Hiltrup, 
S. 281-288. 

HAGEDORN, K. (1991). Gedanken zur Transformation einer sozialistischen Agrarverfas­
sung. Agrarwirtschaft 40, H. 5, S. 138-147. 

ISERMEYER, F. (1991). Umstrukturierung der Landwirtschaft in den neuen Bundesländern 
- Zwischenbilanz nach einem Jahr deutsche Einheit. Agrarwirtschaft 40, H. 10, S. 294-304. 

KÖNIG, W. und F. ISERMEYER (1993). Anpassungsstrategien landwirtschaftlicher Produk­
tionsgenossenschaften beim Übergang zur Marktwirtschaft - eine empirische Analyse für die 
neuen Bundesländer. In: R.v. ALVENSLEBEN, C. LANGEHN und E. SCHINKE (Hrsg.). 
Strukturanpassungen der Land- und Ernährungswirtschaft in Mittel- und Osteuropa. 
Münster - Hiltrup, S. 141-152. 

KRUSE, S. (1993). Entwicklung der Betriebsstruktur in den neuen Ländern. AID­
Informationen, 42. Jg., Nr. 22. 

MINISTERIUM FÜR ERNÄHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN DES 
LANDES SACHSEN-ANHALT (ML), Pressemitteilung vom 06.12.1993. 

ROELOFFS, B. C. (1993). Stand und Perspektiven der Entwicklung der Landwirtschaft in 
Mecklenburg-Vorpommern. In: R.v. ALVENSLEBEN, C. LANGEHN und E. SCHINKE 
(Hrsg.). Strukturanpassungen der Land- und Ernährungswirtschaft in Mittel- und Oste uropa. 
Münster - Hiltrup, S. XXI-XXX. 

ROST, D. und J. HEINRICH (1993). Standortspezifische Aspekte der Umstrukturierung 
landwirtschaftlicher Unternehmen in den neuen Bundesländern beim Übergang in die Markt­
wirtschaft. In: R.v. ALVENSLEBEN, C. LANGEHN und E. SCHINKE (Hrsg.). Strukturan­
passungen der Land- und Ernährungswirtschaft in Mittel- und Oste uropa. Münster - Hiltrup, 
S. 153-182. 

SCHINKE, E. (1991). Agrar- und Ernährungspolitik in der DDR. In: P. M. SCHMITZ und 
H. WEINDLMAIER (Hrsg.). Land- und Ernährungswirtschaft im europäischen Binnenmarkt 
und in der internationalen Arbeitsteilung. Münster - Hiltrup, S. 533-538. 

SCHLAGHECK, H. (1993). Agrarstrukturmaßnahmen in den neuen Bundesländern - Priori­
täten und Perspektiven. In: R. v. AL VENSLEBEN, C. LANGEHN und E. SCHINKE (Hrsg.). 
Strukturanpassungen der Land- und Ernährungswirtschaft in Mittel- und Osteuropa. 
Münster - Hiltrup, S. 55-62. 

SCHMITT, G. (1989). Warum ist Landwirtschaft eigentlich überwiegend "bäuerliche Fami­
lienwirtschaft"? Berichte über Landwirtschaft 67, S. 161-219. 

SCHOLZ, H. (1993). Zur Lage der Landwirtschaft in den neuen Ländern. AID-Informatio­
nen, 42. Jg., Nr. 23. 

433 



SCHOPEN, W. (1991). Zum Stand der Integrationsbemühungen auf ministerieller Ebene. 
In: P. M. SCHMITZ und H. WEINDLMAIER (Hrsg.). Land- und Ernährungswirtschaft im 
europäischen Binnenmarkt und in der internationalen Arbeitsteilung. Münster - Hiltrup, 
S.577-588. 

STATISTISCHE QUELLEN: siehe Fußnoten der Tabellen. 

434 


